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Presse und Information 

PRESSEMITTEILUNG Nr. 51/08 

10. Juli 2008 

Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-33/07 

Ministerul Administraţiei şi Internelor – Direcţia Generală de Paşapoarte Bucureşti / Jipa 

NATIONALE BESCHRÄNKUNGEN DES RECHTS AUF FREIZÜGIGKEIT MÜSSEN 
AUF DAS PERSÖNLICHE VERHALTEN DER BÜRGER GESTÜTZT SEIN UND DEN 

GRUNDSATZ DER VERHÄLTNISMÄSSIGKEIT WAHREN 

Dieses persönliche Verhalten muss eine tatsächliche, gegenwärtige und erhebliche Gefahr 
darstellen, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt 

Herr Jipa verließ Rumänien am 10. September 2006, um sich nach Belgien zu begeben. Am 26. 
November 2006 wurde er wegen „unbefugten Aufenthalts“ in Belgien auf der Grundlage eines 
zwischen Belgien und Rumänien geschlossenen Rückübernahme-Übereinkommens1 nach 
Rumänien zurückgeführt. 

Das Ministerul Administraţiei şi Internelor – Direcţia Generală de Paşapoarte Bucureşti 
(Ministerium für Verwaltung und Inneres – Generaldirektion Passwesen Bukarest) reichte beim 
Tribunalul Dâmboviţa eine Klage ein, mit der eine Verfügung erwirkt werden soll, durch die es 
Herrn Jipa für einen Zeitraum von bis zu drei Jahren untersagt würde, sich nach Belgien zu 
begeben.  

Unter diesen Umständen hat das Tribunalul Dâmboviţa dem Gerichtshof die Frage vorgelegt, ob 
das Gemeinschaftsrecht und insbesondere die Richtlinie über das Recht der Unionsbürger, sich 
im Hoheitsgebiet der Europäischen Union frei zu bewegen und aufzuhalten2, der rumänischen 
Regelung entgegenstehen, nach der das Recht eines rumänischen Staatsangehörigen, sich in das 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats zu begeben, insbesondere deshalb beschränkt werden 
darf, weil er zuvor von dort wegen „unbefugten Aufenthalts“ zurückgeführt wurde. 

Der Gerichtshof hebt zunächst hervor, dass Herr Jipa als rumänischer Staatsangehöriger 
Unionsbürger ist und sich daher auch gegenüber seinem Herkunftsmitgliedstaat auf die mit der 
Unionsbürgerschaft verbundenen Rechte berufen kann, insbesondere auf das Recht, sich im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten. Der Gerichtshof erinnert 
                                                 
1 Übereinkommen von 1995 zwischen den Regierungen des Königreichs Belgien, des Großherzogtums Luxemburg 
und des Königreichs der Niederlande einerseits und der Regierung Rumäniens andererseits über die Rückübernahme 
von Personen, die sich in einem illegalen Status befinden. 
2 Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht der 
Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und 
aufzuhalten (ABl. L 158, S. 77, mit Berichtigung im ABl. L 229, S. 35). 



daran, dass das Recht auf Freizügigkeit für die Unionsbürger, die einen gültigen Personalausweis 
oder Reisepass mit sich führen, sowohl das Recht umfasst, sich in einen anderen Mitgliedstaat 
als ihren Herkunftsmitgliedstaat zu begeben, als auch das Recht, ihren Herkunftsmitgliedstaat zu 
verlassen.  

Jedoch besteht dieses Recht nicht uneingeschränkt, sondern darf insbesondere aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit den im Vertrag vorgesehenen Beschränkungen und 
Bedingungen unterworfen werden. Zwar steht es den Mitgliedstaaten frei, weiterhin nach ihren 
nationalen Bedürfnissen zu bestimmen, was die öffentliche Ordnung und Sicherheit erfordern. 
Im Kontext der Gemeinschaft sind diese Anforderungen jedoch eng zu verstehen, so dass ihre 
Tragweite nicht von jedem Mitgliedstaat einseitig ohne Kontrolle durch die Organe der 
Europäischen Gemeinschaft bestimmt werden kann.  

Der Gerichtshof fügt hinzu, dass eine solche Eingrenzung der Ausnahmen vom Prinzip der 
Freizügigkeit impliziert, dass Maßnahmen aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder 
Sicherheit nur gerechtfertigt sind, wenn für sie ausschließlich das persönliche Verhalten des 
Betroffenen ausschlaggebend ist, während nicht unmittelbar auf den Einzelfall bezogene 
Rechtfertigungen oder Gründe der Generalprävention nicht zulässig sind. Eine beschränkende 
Maßnahme muss im Licht von Erwägungen erlassen werden, die sich auf den Schutz der 
öffentlichen Ordnung oder Sicherheit des Mitgliedstaats beziehen, der die Maßnahme erlässt. 
Eine solche Maßnahme darf deshalb nicht ausschließlich auf Gründe gestützt sein, die ein 
anderer Mitgliedstaat geltend macht, um die Entscheidung über die Entfernung eines 
Gemeinschaftsangehörigen aus seinem Hoheitsgebiet zu rechtfertigen. Dies schließt es allerdings 
nicht aus, dass solche Gründe im Rahmen der Beurteilung durch die nationale Behörde, die für 
den Erlass der die Freizügigkeit beschränkenden Maßnahme zuständig ist, berücksichtigt 
werden. 

Der Gerichtshof betont, dass es zwar Sache des nationalen Gerichts ist, die nötigen 
Feststellungen zu treffen, hebt aber für den vorliegenden Fall hervor, dass sich die rumänischen 
Behörden offenbar ausschließlich auf die Rückführungsmaßnahme gestützt haben, ohne dass 
eine spezielle Beurteilung des persönlichen Verhaltens von Herrn Jipa stattgefunden hätte oder 
auf irgendeine von seiner Person ausgehende Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit 
Bezug genommen worden wäre. 

Der Gerichtshof gelangt zu dem Ergebnis, dass das Gemeinschaftsrecht nicht einer 
nationalen Regelung entgegensteht, nach der das Recht eines Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaats, sich in das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats zu begeben, 
insbesondere deshalb beschränkt werden darf, weil er zuvor von dort wegen „unbefugten 
Aufenthalts“ zurückgeführt wurde, sofern diese Beschränkung bestimmten Anforderungen 
genügt. Zum einen muss das persönliche Verhalten dieses Staatsangehörigen eine 
tatsächliche, gegenwärtige und erhebliche Gefahr darstellen, die ein Grundinteresse der 
Gesellschaft berührt, und zum anderen muss die vorgesehene beschränkende Maßnahme 
geeignet sein, die Erreichung des mit ihr verfolgten Zieles zu gewährleisten, und darf nicht 
über das hinausgehen, was zur Erreichung dieses Zieles erforderlich ist. 

Der Gerichtshof fügt hinzu, dass es Sache des vorlegenden Gerichts ist, festzustellen, ob dies bei 
dem Sachverhalt, mit dem es befasst ist, der Fall ist. 



Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den 
Gerichtshof nicht bindet. 

Dieses Dokument ist in folgenden Sprachen verfügbar: FR, BG, CS, DE, EN, ES, EL, HU, IT, 
NL, PL, RO, SK, SL 

Den vollständigen Wortlaut des Urteils finden Sie heute ab ca. 12.00 Uhr MEZ auf der 
Internetseite des Gerichtshofs: 

http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=rechercher&numaff=C-33/07

Für weitere Auskünfte wenden Sie sich bitte an Ass. iur. Dominik Düsterhaus, 
Tel.: (00352) 4303 3255, Fax: (00352) 4303 2734 
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